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Abstract 
Deutschland befindet sich 2023/24 in einer Phase ausgeprägter Wachstumsschwäche, die nicht nur, 
aber auch durch übermäßige Regulierung und hoher Belastung durch Bürokratiekosten verursacht ist. 
Dieser Kurzbeitrag analysiert einige ausgewählte Bereiche, die besonders durch Überregulierung auf-
fallen, geht aber insbesondere auf die zugrundeliegende politische Ideologie ein, die den alten frei-
heitlichen Gesellschaftsvertrag der Sozialen Marktwirtschaft Schritt für Schritt durch einen neuen 
Dirigismus, der auf Misstrauen gegenüber Bürgern und Unternehmen basiert, zu ersetzen droht. 
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Einführung: Die blockierte Republik? 

Deutschland befindet sich in den Jahren 2023/24 in einer Phase wirtschaftlichen Niedergangs, so der 
Tenor vieler Verantwortlicher, vor allem aus der Industrie.1 Neben den strukturellen Herausforderun-
gen wie der demographischen Entwicklung und dem Klimawandel sowie den nicht vorhersehbaren 
„externen Schocks“ wie dem Ukraine-Krieg oder der Covid-19-Krise, die alle Industrienationen ähn-
lich betreffen, wird der Bundesrepublik 2023/24 eine mangelnde wirtschaftspolitische Reaktionsfä-
higkeit attestiert, die es aktuell zum Wachstumsschlusslicht unter den OECD-Staaten werden lässt. So 
gaben 94 Prozent der befragten Ökonomen des 46. Ökonomenpanels von ifo und FAZ im Mai 2024 
Deutschland die Note 5 oder 6 beim Thema Bürokratie und Regulierung, das also nach fast einhelli-
ger Meinung das Hauptproblem des Landes darstellt und auf dem, wenig überraschend, die meisten 
Reformvorschläge der befragten Fachleute entfielen.2 

Diese wirtschaftliche Trägheit hat also viel mit dem Thema (Über-)Regulierung und Bürokratisierung 
zu tun: Das marktwirtschaftlich-bürgerliche Ideal des selbstverantwortlichen Individuums in Wirt-
schaft und Gesellschaft ist in den letzten Jahrzehnten zunehmend von einer Politik verdrängt worden, 
die viele private und unternehmerische Lebensbereiche möglichst umfassend regulieren möchte und 
dabei auch Werturteile vornimmt, also dem Bürger die Entscheidung über Gut und Böse abnimmt 
und somit seine individuellen Präferenzen überstimmt.3 Dabei ergibt sich die Überlegenheit einer 
Marktwirtschaft in Sachen Effizienz gerade aus der wirtschaftlichen Dynamik selbstbestimmter Indivi-
duen, die auf eigene Rechnung wirtschaften und ihre eigenen Präferenzen dabei verfolgen können. 
Dieser Paradigmenwechsel lähmt also die Kräfte, die eigentlich für die Krisenbewältigung notwendig 
wären. 

 

Der veränderte Gesellschaftsvertrag 

Diese Entwicklung, die in den letzten Jahren deutlich an Fahrt gewonnen hat, ist aus mehreren 
Gründen problematisch: Zuallererst sind die durch die Regulierung und Bürokratisierung vieler Le-
bensbereiche gebundenen Kräfte für eine wirtschaftlich effiziente Verwendung verloren. Die Res-
sourcen, die ein Unternehmen in die vielen Compliance-Aufgaben steckt, können nicht für die Pro-
duktion oder für Forschung und Entwicklung genutzt werden. Ein Standardergebnis ökonomischer 
Forschung ist, dass ein gewisses Maß an staatlicher Regulierung, insbesondere das Vorhandensein 
einer effizienten „weberianischen Bürokratie“, das Wirtschaftswachstum fördert, während ein über-
bordender Staatsapparat durch seine Ressourcenbindung und seine Korruptionsanfälligkeit eine der 
international sichtbarsten Bremsen für Wachstum und Entwicklung ist.4 Vor allem unternehmerische 
Forschung und Entwicklung werden durch eine Vielzahl an zu beachtenden Ge- und Verboten be-
hindert, da Kreativität ohne Ressourcen und ohne Freiheit keine Chance hat. Der wachsenden Erfül-
lung von Informations- und Dokumentationspflichten stehen zudem in der Bundesrepublik der Jahre 
2023/24 eher knapper werdende Mitarbeiterkapazitäten in Unternehmen, aber auch in den sie kon-
trollierenden Behörden gegenüber. Diese wachsende Kluft zwischen regulatorischen Anforderungen 

 
1 U. a. äußerten sich so der DIHK-Präsident Peter Adrian (Adrian, 2023), der ehemalige BMW-Vorstandvorsitzende Wolf-
gang Reitzle (Reitzle, 2023), der BDI-Vorstand Siegfried Russwurm (Bernau & Kühne, 2023), oder Peter Hübner, Präsident 
des Bauindustrieverbands (WELT, 2023), aber auch viele traditionsreiche Familienunternehmen (z. B. Kirchdörfer & Pieper 
2023; Seifert 2023). Tatsächlich bestätigen die meisten makroökonomischen Indikatoren für 2023 diese negative Einschät-
zung und auch die offiziellen Prognosen für 2024 sehen im Frühjahr des Jahres keinesfalls besser aus. 
2 Vgl. ifo, 2024. 
3 Siehe dazu den ausführlichen Gastbeitrag von Wolfgang Schön, dem Direktor des Max-Planck-Instituts für Steuerrecht und 
Öffentliche Finanzen, in der FAZ (Schön, 2023).  
4 Siehe u. a. Barro, 1990; North, 1990; Obinger, 2004; Papaconstantinou et al., 2013; Cornell et al., 2020; Beasley et al., 
2021. 
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und tatsächlich vorhandenen Ressourcen könnte langfristig zu einem völligen „Regulierungsbank-
rott“ führen (Schön, 2023). 

Der Schaden der Überregulierung geht aber über diese klassischen ökonomischen Zusammenhänge 
hinaus: Die aktuelle Politik ersetzt den traditionellen, auf Vertrauen basierenden gesellschaftlichen 
Vertrag der Sozialen Marktwirtschaft zwischen Obrigkeit und Bürgern zunehmend durch eine andere, 
eine dirigistische Form des Zusammenlebens. Stand traditionell die Freiheit des Einzelnen als Staats-
bürger, Konsument oder Unternehmer im Zentrum des Systems, die punktuell durch einigermaßen 
wohlbegründete gesetzliche Regulierungen begrenzt und kanalisiert werden konnte, so befördert der 
wachsende Dirigismus eine autoritäre Kultur des gegenseitigen Misstrauens: Der Staat gibt das mora-
lisch „richtige“ Verhalten vor, das detailliert in Gesetzen und Normen kodifiziert wird, deren Befol-
gung keineswegs trivial ist und bei Bürgern und Unternehmen viele Ressourcen verschlingt und eine 
nicht zu unterschätzende Angst vor Strafverfolgung auslöst. Gerade Unternehmen müssen die Befol-
gung der Normen proaktiv durch ausgiebige Dokumentationspflichten nachweisen, die zusätzliche 
Ressourcen beanspruchen. 

 

Bürokratiekosten und Politik 

Die politische und mediale Diskussion über die Notwendigkeit einer Entbürokratisierung und Deregu-
lierung reicht mindestens bis in die achtziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts zurück. In diesem 
Zeitraum wurden durchaus konkrete Anläufe zur Bürokratiereduktion gestartet, u. a. wurde auf eu-
ropäischer Ebene von 2007 bis 2014 eine (zumindest medial recht präsente) Arbeitsgruppe unter der 
Leitung des ehemaligen bayerischen Ministerpräsidenten Edmund Stoiber eingerichtet, es wurde in 
Deutschland 2006 der Nationale Normenkontrollrat (NKR) etabliert und gleichzeitig mit dem Stan-
dardkostenmodell von Seiten der amtlichen Statistik eine empirische Basis für die Quantifizierung von 
Bürokratiekosten geschaffen.  

Das Standardkostenmodell 

Mit dem Standardkostenmodell wird zunächst ein Bürokratiekostenindex berechnet, der die Auf-
wände von Unternehmen bei der Erledigung des klassischen „Papierkrams“ abbildet. Der Bürokratie-
kostenindex ist wiederum Teil des umfassenderen Erfüllungsaufwandes, der den Zeitaufwand und 
die Kosten misst, die den Bürgern, den Unternehmen und der Verwaltung durch die Befolgung ge-
setzlicher Vorgaben entstehen. Hier werden also nicht nur „reine“ Bürokratiekosten ermittelt (also 
bspw. das Ausfüllen von Formularen), sondern alle Folgekosten, wie z. B. Kennzeichnungspflichten 
oder die Mitwirkung bei Kontrollen (Destatis, 2023a). 

In den Jahren danach wurden von den Bundesregierungen verschiedene Bürokratieentlastungsgeset-
ze auf den Weg gebracht, die zumindest punktuell Erfolge verbuchen konnten. So hatte das Dritte 
und letzte Bürokratieentlastungsgesetz, das 2020 in Kraft trat, speziell den Mittelstand im Fokus und 
wartete mit mehreren Maßnahmen im Bereich Digitalisierung und Steuerrechtsvereinfachung auf, 
was eine Entlastung um 1,1 Mrd. € an Bürokratiekosten mit sich bringen sollte. Die 2014 eingeführte 
„One-in-one-out-Regel“ besagt, dass neue Belastungen nur in dem Maße eingeführt werden dürfen, 
wie bisherige abgebaut werden. Die Regel wurde in den ersten Jahren teilweise sogar übererfüllt, hat 
aber viele Ausnahmen, insbesondere für die Umsetzung internationaler Vorgaben, also vor allem für 
solche aus der Europäischen Union (EU). 

Diese lobenswerten Bestrebungen werden aber zunehmend durch die oben beschriebene ideologi-
sche Grundeinstellung konterkariert, durch die in den letzten Jahren im Namen einer „guten Sache“ 
eine erstaunliche Anzahl an bürokratischen Mehrbelastungen produziert worden sind. Wichtig ist 
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dabei zu betonen, dass viele entscheidende Schalter auf supranationaler Ebene umgelegt werden – 
speziell in der EU und den Vereinten Nationen, also in demokratisch nicht immer direkt legitimierten 
Gebilden. Beispielsweise machen Informationspflichten durch EU- und internationales Recht mittler-
weile über die Hälfte der ermittelten Bürokratiekosten für deutsche Unternehmen aus.5 Diese Vorga-
ben müssen dann nach in nach in nationales Recht kodifiziert werden, was den Wählern als alterna-
tivlos vorgesetzt wird. Dies bedeutet aber faktisch die Umschiffung der eigentlichen demokratischen 
Auseinandersetzung, also etwas, was maßgeblich zur derzeit beobachtbaren EU- und Demokratie-
verdrossenheit führt.  

Zuletzt wurden in Deutschland anhand mehrerer groß angelegter (Verbands-)Befragungen Bereiche 
identifiziert, in denen Deregulierung und Bürokratisierung dringend empfohlen werden.6 Die Ampel-
koalition hat daraufhin ein neues Bürokratieabbaugesetz angekündigt, dessen Referentenentwurf 
endlich am 13.03.2024 vorgelegt wurde (BEG- Bürokratieentlastungsgesetz IV) und von Wirtschafts-
verbänden bereits als bei weitem unzureichend bezeichnet wird.7  

Der politische Druck auf die politisch Verantwortlichen ist zuletzt nicht nur durch die konjunkturelle 
Flaute und das Erstarken rechtsnationaler Parteien in ganz Europa gestiegen, sondern auch durch die 
tatsächlich messbare Zunahme der zugemuteten Regulierungskosten: So ist auch der laufende Erfül-
lungsaufwand als umfassendstes Maß für die Regulierungsbelastung laut NKR im vorletzten Berichts-
zeitraum Juli 2021 bis Juni 2022 um rund 6,7 Mrd. € (über 60 Prozent) auf insgesamt rund 17,4 
Mrd. € gestiegen.8 Im letzten Berichtszeitraum (Juli 2022 bis Juni 2023) erreichte dann der laufende 
Erfüllungsaufwand den höchsten je gemessenen Wert von 26,8 Mrd. € (Steigerung um rund 
9,3 Mrd. €, also rund 54 Prozent), wobei insbesondere die Änderung des Gebäudeenergiegesetzes 
Kosten für die Normadressaten Bürger, Wirtschaft und öffentliche Verwaltung verursachte.9  

 

Einige empirische Beispiele 

Ohne an dieser Stelle eine vertiefte Analyse bestimmter gesetzlicher Regelungen vornehmen zu kön-
nen, sollen aber doch einige Regulierungsbereiche aufgelistet werden, die in den Verbandsbefragun-
gen und öffentlichen Stellungnahmen von Wirtschaftsvertretern als besonders reformbedürftig emp-
fohlen werden:  

• Die Themen Klimawandel und Umweltpolitik haben in den letzten Jahren entscheidend an 
Bedeutung gewonnen. Dies ging allerdings mit einer Flut an Regelungen für Bürger und Unter-
nehmen einher, insb. in den Bereichen unternehmerische Berichtspflichten und Bauwirtschaft. 
Moniert wird bspw. die mittlerweile verpflichtende Nachhaltigkeitsberichtserstattung (Corporate 
Sustainability Reporting Directive (CSRD)), die ab 2025 auch für viele Mittelständler gelten wird 
und die Meldung von bis zu 2.000 einzelnen Daten etwa zu Umweltstandards, Sozialfaktoren 
und Governance vorsieht. Als Musterbeispiel für dirigistische, bürgerferne Politik wurde zuletzt 

 
5 Vgl. Nationaler Normenkontrollrat, 2022. Trotz ihres (späten) Bekenntnisses zur „One-in-one-out-Regel“ übertrifft die 
Anzahl der in den letzten Jahren neu hinzugekommenen EU-Regelungen die der dafür gestrichenen um ein Vielfaches: 
Nach Berechnungen der DIHK 2021 hatte die EU noch knapp 1.600 Regelungen beseitigt und etwa 2.400 neue Rechtsakte 
erlassen. Im Jahr 2022 fielen dagegen nur noch 688 Regelungen weg und es kamen 2.429 neue dazu. Das Verhältnis von 
alten zu neuen Rechtsakten hat sich damit von 1,5 auf 3,5 deutlich verschlechtert. Das Tempo scheint dabei sogar noch 
zuzunehmen. Im Juni 2023 kamen auf einen gestrichenen Rechtsakt sogar schon fast fünf neue (Adrian, 2023). 
6 Vgl. u. a. Grohs et al., 2023 und Destatis, 2023b. In der großen Verbandsumfrage des Statistischen Bundesamtes wurden 
157 Vorschläge als „Kategorie 1“, also als „unmittelbar umsetzbar“ klassifiziert.  
7 Vgl. Budras & Creutzburg, 2024. 
8 Vgl. Nationaler Normenkontrollrat, 2022, S. 44. Allerdings wird diese extreme Zunahme maßgeblich von der Mindestlohn-
anhebung getrieben, wie der NKR selbst ausführlich darlegt. Andererseits ist auch darüber hinaus der Erfüllungsaufwand für 
alle drei Normadressatengruppen (Bürger, Wirtschaft und Verwaltung) im betrachteten Zeitraum gestiegen. 
9 Vgl. Nationaler Normenkontrollrat, 2023, S. 62 ff.  
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vor allem Novellierung des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) wahrgenommen, die im Verlauf des 
Jahres 2023 hohe politische Wellen geschlagen hat,10 bis es nach einem äußerst kontroversen 
Gesetzgebungsverfahren in stark veränderter Form im September 2023 verabschiedet wurde.  
 

• Das im März 2021 verabschiedete und am 01.01.2023 in Kraft getretene Lieferkettensorgfalts-
pflichtengesetz (LkSG), kurz Lieferkettengesetz, war schon vor seiner Einführung umstritten11 
und als klassischer Fall der Befolgung einer „guten Absicht“ gebrandmarkt, der in der Realität 
hohe Folgekosten und z. T. gegenteilige Marktreaktionen verursachen kann, insbesondere die 
Reduzierung des Handels mit ärmeren Ländern aufgrund potenzieller Probleme mit dem LkSG.12 
Von Industrievertretern werden Beispiele aufgezeigt, wie dieses einzige Gesetz bei einem deut-
schen Familienunternehmen zwei Mio. € Kosten im Jahr verursacht.13 Nicht umsonst belegten 
Anliegen zum Thema Lieferketten die ersten beiden Plätze unter den 157 Kategorie 1-
Vorschlägen in der Verbändeumfrage des Statistischen Bundesamtes.14 Trotzdem sollen nach Plä-
nen der EU-Kommission diese Vorgaben auf EU-Ebene nochmal verschärft werden: Nach dem im 
Ende 2023 zur Abstimmung vorgelegten Gesetzesvorschlag (CSDDD – Corporate Sustainability 
Due Diligence Directive) sollen Lieferkettenkontrollbestimmungen in ihrer Reichweite und ihrer 
Anwendung nochmal wesentlich verschärft und auch die unternehmerische Haftung bei Verstö-
ßen ausgeweitet werden.15 Das EU-Gesetz erreichte zunächst in der entscheidenden Abstimmung 
Ende Februar 2024 nicht die erforderliche Mehrheit, wurde später in abgeschwächter Form und 
ohne die Stimme Deutschlands dennoch im Ausschuss der ständigen Vertreter verabschiedet und 
dem EU-Parlament vorgelegt, wo es im April 2024 angenommen wurde.  
 

• Die im Mai 2018 in Kraft getretene Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) wird von Unter-
nehmen verbreitet als Bürokratiekostentreiber und Rechtsunsicherheitsfaktor beschrieben. Gera-
de international tätige Unternehmen bezeichnen die DSGVO als handfesten Standortnachteil ge-
genüber nicht-europäischen Wettbewerbern.16 Hier wie auch in vielen anderen in diesem Papier 
beschriebenen Bereichen droht die EU ihre Wettbewerbsfähigkeit gegenüber dynamischeren 
Wirtschaftsregionen zu verlieren, gerade wenn diese sich wie die USA oder viele ostasiatische 
Länder ohnehin durch eine deutlich unternehmerfreundlichere Wirtschaftspolitik auszeichnen. 
 

• Ein Feld, das von vielen nicht unmittelbar mit Überregulierung und Bürokratisierung assoziiert 
wird, aber wie kaum ein anderes für die oben beschriebene dirigistische Ideologie steht und von 
vielen Bürgern als zunehmend übergriffig empfunden wird, ist das der Identitätspolitik und ih-
rer vielen Auswüchse. Ein juristisches Regelwerk wie das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) bürdet der Gesellschaft erhebliche direkte und indirekte Kosten auf, indem es grundsätz-
lich in die freie Wahl des Geschäftspartners von Unternehmen und Bürgern eingreift. Es verur-
sacht hohe Präventivkosten in den Rechtsabteilungen von Unternehmen und im Verhalten von 
Bürgern, was bspw. die Formulierung von Stellenanzeigen angeht, auch wenn die anfangs be-
fürchtete, auf Diskriminierung beruhende Klagewelle weitgehend ausgeblieben ist. Auch bei den 
vielen Dokumentationsregulierungen zum Thema Gender-Pay-Gap, die gerade auf EU-Ebene 
nochmal verschärft werden sollen, müsste ideologiefrei überlegt werden, ob die damit dirigistisch 
verfolgte Absicht einer gerechten Entlohnung nicht besser durch das freie Spiel der Marktkräfte 
in Zeiten von Mitarbeitermangel erreicht werden könnte. Direkte Kosten verursacht auch die ste-
tig wachsende Zahl an Antidiskriminierungsbeauftragten, indirekte Kosten die damit verbundene 
politische Schwerpunktsetzung, die gerade Heranwachsenden auf massive Weise den Eindruck 

 
10 Vgl. bspw. Lohse, 2023 sowie im Detail die Protokolle der Bundestagsberatungen und der Expertenanhörungen zum GEG 
im Verlauf von 2023. 
11 Vgl. bspw. Franke, 2021. 
12 Vgl. Bierbrauer, 2022; Hüther et al., 2023. 
13 Vgl. Kirchdörfer, 2023. 
14 Vgl. Destatis, 2023b, S. 13. 
15 Vgl. Volkery, 2023; Kolev-Schäfer & Neligan, 2023; Zimmermann, 2024.  
16 Vgl. Hüther et al., 2023, S. 10. 
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vermittelt, Erfolgsunterschiede wären zuallererst das Ergebnis von ungerechter Diskriminierung 
und nicht etwa von Können und Leistungswillen.17 Nach den Plänen der aktuellen Regierung (in 
Person ihrer Antidiskriminierungsbeauftragten) sollen übrigens die Diskriminierungstatbestände 
und somit die Reichweite des AGG nochmals erweitert werden. 

 

Fazit 

Deutschland benötigt weniger ein weiteres, kleinteiliges Reformpaket mit Details über einzelne zu 
vereinfachende Bürokratienormen, sondern einen grundsätzlichen Paradigmenwechsel in Sachen 
Regulierung, um wieder die wirtschaftlichen Kräfte freizubekommen, die es für den angesichts vieler 
Krisen dringenden Wachstumsschub benötigt. Dieser Paradigmenwechsel würde eine Rückkehr zum 
alten Staatsvertrag der Sozialen Marktwirtschaft bedeuten: Die vom Staatsvolk legitimierte staatliche 
Ordnung dient den Bürgern und Unternehmen, deren Entscheidungen nur in wohlbegründeten Fäl-
len limitiert werden, denen ansonsten auf vertrauensvolle Weise Selbstbestimmung zugestanden 
wird. Den Ausgleich zwischen den einzelnen Interessen übernimmt der Markt als Tauschplatz von 
Gütern, Faktoren und Ideen. Lange Jahre hat dieser Gesellschaftsvertrag eine prosperierende Wirt-
schaft und eine relativ freie, selbstbestimmte Gesellschaft hervorgebracht; höchste Zeit, dass wieder 
dorthin zurückgefunden wird.  

 

Dieser Beitrag stellt die Meinung des Autors dar und spiegelt nicht grundsätzlich die Meinung der 
Hochschule wider. 
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